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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

In ihrem Positionspapier zur Migrationspolitik sprach sie sich für eine erschwerte
Zuwanderung von Ausländern aus sowie für die Herabsetzung der Altersgrenze von 18
auf 14 Jahre für den Familiennachzug. Ferner hielt sie die Ausarbeitung eines
Gegenvorschlages zur Volksinitiative «für eine Regelung der Zuwanderung», die den
Ausländeranteil auf 18% begrenzen will, im Gegensatz zum Bundesrat für unerlässlich.
Bei den Einbürgerungen befürwortete die Partei zwar die erleichterte Einbürgerung von
Jugendlichen der zweiten Generation, davon abgesehen soll die Einbürgerungspraxis
hingegen restriktiver gehandhabt werden. Im Asylbereich sollen kriminelle, renitente
und papierlose Asylsuchende in bewachten Kollektivunterkünften bis zur Ausschaffung
untergebracht werden. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.03.1998
URS BEER

Eine Woche nach der massiven Niederlage der CVP bei den Parlamentswahlen in Zug
kündigte Parteipräsident Durrer anlässlich einer Delegiertenversammlung vom 31.
Oktober in Muttenz an, das Image als blosse Mehrheitsbeschafferin abzulegen und
vermehrt «Krallen und Zähne» zu zeigen. Trotz inhaltlicher, personeller und
organisatorischer Erneuerung sei die erwünschte Trendwende bei der Wählergunst
noch nicht herbeigeführt worden. Als Ursachen für die Krise ortete er interne Querelen,
eine mangelnde Identifikation vieler Mandatsträger mit der Partei sowie den Mangel an
profilierter Themenführerschaft. Die CVP nehme sich künftig das Recht heraus, bei
Bedarf vermehrt Nein zu sagen, ohne der SVP die Rolle des ständigen Neinsagers
streitig machen zu wollen. Für den Wahlkampf 1999 sollen die Prioritäten auf die
Probleme der Arbeitslosigkeit, der Migrations- sowie der Sozialpolitik gelegt werden. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.10.1998
URS BEER

An einer vorwiegend von Frauen besuchten Tagung in Solothurn präsentierten die
Freisinnigen eine Petition zur Einführung von familienunterstützenden
Tagesstrukturen bei der Kinderbetreuung: Tagesschulen und ganztägige
Betreuungsangebote seien zu fördern. Die Musterpetition orientiert sich inhaltlich am
sogenannten Tessiner Modell und soll in den Kantonsparlamenten eingereicht werden.
Für Vizepräsidentin Marianne Kleiner ist die Forderung nach Betreuungsangeboten
primär ein wirtschaftliches Argument: Die FDP sei weder gewillt, das wirtschaftliche
Potential von Frauen, die Kinder betreuen, brach liegen zu lassen, noch den Verzicht
vieler karrierebewusster Frauen auf eigene Kinder hinzunehmen. Die Finanzierung blieb
an der Tagung jedoch umstritten. An derselben Tagung wurde auch eine Resolution der
Aargauer Nationalrätin Christine Egerszegi verabschiedet, die vom Ständerat verlangt,
einer Fristenlösung nicht länger im Weg zu stehen. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.06.2000
DANIEL BRÄNDLI

Der Verfassungsartikel über eine Energielenkungsabgabe war dereinst als Gegenentwurf
zur zurückgezogenen Energie-Umwelt-Initiative unter namhafter Beteiligung der FDP im
Parlament zustande gekommen. Im August entschieden sich die Delegierten jedoch
gegen die vor der Volksabstimmung stehenden Energievorlagen. Sehr deutlich lehnten
die Delegierten auch die 18-Prozent-Initiative zur Begrenzung der Einwanderung ab,
deren Urheber, der Aargauer Grossrat Philipp Müller, dem Freisinn angehört. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.08.2000
DANIEL BRÄNDLI

Obschon Umfrageergebnisse darauf hindeuteten, dass viele CVP-Wählerinnen und
Wähler die Asylinitiative der SVP befürworteten, lehnten die CVP-Delegierten die
Vorlage mit bloss einer Gegenstimme ab. Trotz Einwänden des christlich-sozialen
Flügels empfahlen sie die Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes zur
Annahme. In einem Papier zur Migrationspolitik sprachen sich die Delegierten wie die
SVP für Kurzzeitarbeitsbewilligungen auch für wenig qualifizierte Personen aus dem
Ausland aus, die in der Landwirtschaft, im Bau- und Gastgewerbe sowie in der Pflege
gebraucht würden. Eingewanderte sollten sich mit der Kultur der Schweiz vertraut
machen und über ihre Integrationsbemühungen regelmässig Rechenschaft ablegen. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2002
MAGDALENA BERNATH
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Um entsprechende Bestrebungen in den Kantonen zu beschleunigen, verabschiedete
die FDP-Delegiertenversammlung in Martigny (VS) eine Resolution für eine
harmonisierte und verbesserte Volksschule. Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung der
Berner Nationalrätin Christa Markwalder soll einen Text für eine Volksinitiative
ausarbeiten, welche landesweit einheitliche Vorgaben für die Volksschule vorsieht
(gleiches Alter für den Schuleintritt und den Übertritt in weiterführende Stufen,
Vereinheitlichung beim Schulstoff, insbesondere beim Fremdsprachenunterricht).
Einstimmig gaben die Delegierten die Ja-Parole zum Stammzellenforschungsgesetz
heraus; die Konferenz der Kantonalpräsidenten sprach sich für die neue Finanzordnung
aus. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Auf der Delegiertenversammlung der CVP im Januar in Näfels (GL) stellten Bundesrat
Joseph Deiss und Parteipräsidentin Doris Leuthard die Resolution „Mehr Innovation für
Markterfolg und Wachstum“ vor. Zu den konkreten Vorschlägen der Resolution zählen
die Senkung und Vereinheitlichung des Einschulungsalters, die Förderung von
Tagesschulen und die Einführung von Blockzeiten. Unter Innovation soll vor allem eine
gezielte Förderung ganz bestimmter Wirtschaftsbereiche verstanden werden,
namentlich die Medizintechnologie, die Nanotechnologie und Materialforschung sowie
Finanz- und Kommunikationswissenschaften und Informatik. Die Delegierten nahmen
die Resolution einstimmig an. Daneben fassten sie mit 202:7 Stimmen die Nein-Parole
zur linken Kosa-Initiative und unterstützen ohne Gegenstimme den Bildungsartikel. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.01.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Im August stellte die CVP ein Positionspapier zur Bildungspolitik vor. Sie befürwortete
darin eine frühere Einschulung mit dem 4. Altersjahr. Damit könnten Defizite von
Kindern rascher erkannt werden und die Förderung von Hochbegabten früher
beginnen. Die Sekundarschule solle in Zukunft bereits mit 14, eine Lehre mit 17 bis 18
und ein Studium mit 22 bis 23 Jahren abgeschlossen werden. Die CVP verlangte auch
eine modernere Berufsbildung. Die Anzahl Berufsausbildungen solle reduziert und die
Spezialisierung und Durchlässigkeit innerhalb der Berufsgruppen gefördert werden.
Ausländische Studentinnen und Studenten, die einen Abschluss in einem für die
schweizerische Wirtschaft wichtigen Bereich erlangen, sollen nach dem Willen der CVP
automatisch eine Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung erhalten. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.08.2007
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung Ende Juni in Freiburg diskutierte die SP über die
Bildungs- und Familienpolitik. Die gesamtschweizerische Harmonisierung des
Bildungswesens durch das Konkordat Harmos wurde positiv beurteilt. Die Delegierten
verabschiedeten ein Thesenpapier zur Bildung, in dem unter anderem die
flächendeckende Einführung von Gratis-Tagesschulen gefordert wurde. Keine Chance
hatte ein Antrag von Chantal Galladé (ZH), die freie Schulwahl nicht abzulehnen. Galladé
hatte argumentiert, bereits heute könnten reiche Familien faktisch durch Umzug die
Schule wählen. Mit der freien Schulwahl würde daher die Chancengleichheit erhöht.
Gegner der freien Schulwahl argumentierten insbesondere mit den hohen Kosten, die
diese verursachen würde. Bezüglich der Finanzierung von Kinderkrippen fiel das Fazit
der Delegierten anders aus als noch im März 2007, als entschieden worden war, das
Modell der Betreuungsgutschriften weiterzuverfolgen. Nun wurde dieses zur
Überarbeitung an die Parteileitung zurückgewiesen. Zurzeit kommen nur Personen mit
tiefem Einkommen über subventionierte Krippenplätze in den Genuss staatlicher
Unterstützung. Betreuungsgutscheine könnten auch Familien der Mittelschicht
entlasten. Vor allem Delegierte aus der Romandie kritisierten jedoch dieses Modell. Die
SP-Delegierten fassten folgende Abstimmungsparolen: Ja zur Volksinitiative „für eine
vernünftige Hanfpolitik mit wirksamem Jugendschutz“, Ja zum revidierten
Betäubungsmittelgesetz und Nein zur Volksinitiative für die Beschränkung des
Verbandsbeschwerderechts. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.06.2008
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung Ende August in Basel verabschiedete die CVP ein
Positionspapier zur Volksschule, das unter anderem folgende Forderungen enthielt:
Eine gezieltere Sprachförderung, ein striktes Schulobligatorium, Naturwissenschaften
ab der ersten Klasse, die Schaffung von Tagesstrukturen und eine stärkere Einbindung
der Eltern. So sollen etwa Elternabende und andere Termine mit Eltern von den Schulen
obligatorisch erklärt werden können und Bussen bei unentschuldigtem Fernbleiben
möglich sein. Die CVP richtete sich gegen die freie Schulwahl, weil diese den

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.09.2008
SABINE HOHL
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gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Qualität der Schule gefährden könne. Kantone
sollen Privatschulen zwar unterstützen dürfen, es soll jedoch keine Bildungsgutscheine
geben, um den staatlichen Schulen nicht die Mittel zu entziehen. Die Delegierten
sprachen sich auch für das Konkordat Harmos aus. Die CVP fasste weiter für ein
mögliches Referendum über die Personenfreizügigkeit die Parole: Mit 213 zu 1 Stimme
stimmten sie der Weiterführung und Ausdehnung der Personenfreizügigkeit mit der EU
zu. Die Partei gab zudem die Nein-Parole zur Volksinitiative für die Unverjährbarkeit
pornografischer Straftaten an Kindern bekannt. 10

Anfang Mai fand in Bern ein ausserordentlicher Parteitag der SVP statt, an dem die
Partei ihre Positionen in der Migrationspolitik bestätigte. In einer Resolution zum
Thema Asylrecht forderte die SVP unter anderem, dass Militärdienstverweigerer und
Deserteure kein Asyl mehr erhalten sollen. Vorläufig Aufgenommenen soll nach dem
Willen der SVP die Sozialhilfe gestrichen werden. Zudem soll das Grenzwachtkorps um
200 bis 300 Stellen aufgestockt werden, um illegale Einreisen zu verhindern. In einem
breiter angelegten Positionspapier zur Migrationspolitik verlangte die SVP auch
Verschärfungen des Strafrechts. Betont wurde insbesondere, dass die schweizerische
Rechtsordnung gegenüber religiös begründeten Normen Vorrang habe und
durchgesetzt werden müsse. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.05.2009
SABINE HOHL

In einem im März präsentierten Positionspapier verdeutlichte die CVP ihre
Migrationspolitik. Sie spricht sich gegen die Abkehr von der Personenfreizügigkeit aus,
stellt sich aber auch gegen eine weitere Öffnung der Schweiz. Die Zuwanderung aus
nicht EU-Staaten möchte die CVP restriktiv handhaben. Als Bedingungen für
Einbürgerungen werden ein erfolgreicher Sprachtest und die Akzeptanz der
grundlegenden Schweizer Werte genannt, die Antragstellende mit der Unterzeichnung
einer Charta zu bekräftigen hätten. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.03.2010
MARC BÜHLMANN

Einiges Aufsehen erregte die SVP-Volksbefragung, die – 24 Seiten dick – am 1. August
an alle Schweizer Haushalte verteilt wurde. Die PR-Aktion diente einerseits der
Lancierung des Abstimmungskampfs zur Ausschaffungsinitiative, andererseits, so
Präsident Brunner, aber auch der Austarierung der künftigen SVP-Migrationspolitik. Die
Partei verbuchte Mitte November die rund 70'000 Rückmeldungen als Erfolg. Sie
enthielten viele gute Vorschläge für ausländerpolitische Vorstösse. Über 90% der
Befragten würden einen Handlungsbedarf in der Migrationspolitik sehen. Weil die
Befragung keinerlei repräsentativen Charakter beanspruchte (die 70'000
zurückgeschickten Bögen entsprechen einer Rücklaufquote von knapp 2%) und die
Resultate zum vornherein klar waren, stiess die Umfrage auf teilweise harsche Kritik. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.08.2010
MARC BÜHLMANN

Zum zweiten Mal kurz hintereinander feierte die SVP im Berichtsjahr einen Erfolg mit
einer Volksinitiative. Nachdem 2009 die Anti-Minarett-Initiative angenommen worden
war, akzeptierte der Souverän auch die Ausschaffungsinitiative. Erneut machte die SVP
dabei mit einem umstrittenen Plakat (Ivan S.) auf ihr Begehren aufmerksam. Der
Vorschlag von Bundesrätin Sommaruga, zwei SVP-Vertreter in die Arbeitsgruppe
aufzunehmen, die Vorschläge zur Umsetzung der Initiative erarbeiten sollte, wurde von
der SVP zuerst skeptisch aufgenommen. Die SVP sei nicht an einem Kompromiss,
sondern an einer „Eins-zu eins“-Umsetzung interessiert, liess sich Vizepräsident
Blocher verlauten. Erst nachdem die Forderung des EJPD nach absoluter
Vertraulichkeit fallen gelassen wurde, zeigte sich die SVP einverstanden mit einer
Mitarbeit und setzte zwei Vertreter ein. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2010
MARC BÜHLMANN

Seit jeher schwer tut sich die SP mit der Migrationspolitik. Ihre Bundesrätin und
Vorsteherin des Justiz- und Polizeidepartements Simonetta Sommaruga sorgte
allerdings mit Pragmatismus und viel Tatendrang dafür, dass sich die SP auch in diesem
Politikfeld ins Gespräch brachte. Parteiintern nicht unumstrittenen waren die
Lösungsansätze der Magistratin zur massiven Verkürzung der Asylverfahren. Trotz
Widerstands gegen die Marschrichtung der Bundesrätin aus den eigenen Reihen,
bezeichnete Präsident Levrat sie bezüglich der Flüchtlingspolitik als Glücksfall für die
Partei. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.05.2011
MARC BÜHLMANN
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Wie die anderen grossen Parteien wollte auch die SVP den eigenen Anhang mittels
verschiedener Volksbegehren mobilisieren. Im Stadium der Unterschriftensammlung
waren die Familieninitiative, mit der eine steuerliche Gleichbehandlung der Fremd-
und Eigenbetreuung von Kindern gefordert wird und die Initiative für eine Volkswahl
des Bundesrates. Beide Begehren wurden noch vor den Wahlen eingereicht. Im Juli des
Berichtsjahres lancierte die SVP zudem eine weitere Initiative, mit der sie ihre
Themenführerschaft in der Migrationspolitik bekräftigte. Mit der Initiative „gegen
Masseneinwanderung“, mit der in der Folge in zahlreichen Inseraten Werbung für die
Partei gemacht wurde, will die Partei die Zuwanderung in die Schweiz gezielter steuern.
Die Initiative greift damit auch das Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU an. 16

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.07.2011
MARC BÜHLMANN

Die Umsetzungsvorschläge zur Ausschaffungsinitiative, die nach der Annahme des
Begehrens im November 2010 von einer Arbeitsgruppe im Auftrag des EJPD
ausgearbeitet und Ende Juni in einem Schlussbericht vorgelegt wurden, stiessen bei
der SVP auf grosse Kritik. Die Partei beanstandete insbesondere, dass bei den
Vorschlägen eine Auflistung der Delikte fehle, die zu einem Landesverweis führen
sollen. Zudem mangle es an einer expliziten Festhaltung, dass die Ausschaffung
unabhängig vom Strafmass zu erfolgen habe. Um die ursprüngliche Idee durchzusetzen,
plante die SVP eine erneute Initiative, mit der ihr Vorschlag zur Umsetzung der
Ausschaffungsinitiative in der Verfassung festgeschrieben werden soll. An der
Delegiertenversammlung in Gossau am 1. Oktober wurde die Lancierung dieser neuen
Initiative beschlossen, der Start der Unterschriftensammlung aber auf 2012
verschoben. 17

ANDERES
DATUM: 03.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Januar des Berichtsjahres trat die FDP mit Vorschlägen zur Migrationspolitik vor die
Medien. Im Hinblick auf die aufgrund der Unruhen in Nordafrika zu erwartende
Zunahme von Einwanderungen sei eine Verschärfung der Regulierung anzustreben. Die
Immigration aus Drittstaaten müsse eingeschränkt werden, was insbesondere mit einer
Erschwerung des Familiennachzugs erreicht werden solle. Nur wer keine Sozialhilfe
beziehe, soll in Zukunft seine Familie in die Schweiz holen dürfen. Zudem sollen
Asylverfahren beschleunigt und Rückführungen konsequenter durchgesetzt werden.
Allerdings müsse die Zuwanderung von qualifizierten Einwanderern verstärkt gefördert
werden. Das Positionspapier, das unter der Federführung von Philipp Müller (AG)
entstanden war, stiess parteiintern auf Widerstand. FDP-Vertreter aus der lateinischen
Schweiz, wie etwa Dick Marty (TI) oder Claude Ruey (VD), erinnerten an die humanitäre
Tradition der FDP und des Landes. Am Parteitag Mitte Februar in Zürich sprach sich die
Mehrheit der Delegierten jedoch für eine härtere Gangart aus. In der Folge reichte die
FDP Ende September sieben Motionen zur Asylpolitik ein. Sie distanzierte sich
allerdings deutlich von der SVP-Masseneinwanderungsinitiative, durch die sie die
Personenfreizügigkeit und somit die Schweizer Wirtschaft gefährdet sah [30]. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Februar – also gut ein halbes Jahr nach Sammelbeginn – reichte die SVP ihre
Initiative „Gegen Masseneinwanderung“ ein. Das Begehren will
Einwanderungskontingente wieder einführen und nimmt dabei die Kündigung der
Personenfreizügigkeit in Kauf. Offiziell wurden der Bundeskanzlei 135'557 gültige
Unterschriften übergeben. 19

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.03.2012
MARC BÜHLMANN

Lange Zeit eigentlich nicht prioritäres Thema der Sozialdemokraten, wollte man die
Federführung in der Migrationspolitik nicht mehr länger der SVP überlassen. Die SP
legte deshalb Anfang April in einem Positionspaper dar, was für sie kohärente und
umfassende Migrationspolitik bedeutet. Hauptforderung des Papiers war die
Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf Nicht-EU-Staaten. In bilateralen
Handelsbeziehungen müsse künftig auch der Migrationsaspekt miteinbezogen werden.
Es liege im Interesse der Schweiz, spezialisierte Arbeitskräfte aus der ganzen Welt zu
rekrutieren. Den negativen Folgen der Einwanderung – die SP führt diese auf die mittels
Steueranreizen organisierte Standortpolitik einzelner Kantone zurück – müssten mit
flankierenden Massnahmen in der Steuer- und Bildungspolitik sowie auf dem Arbeits-
und Wohnungsmarkt begegnet werden. Insbesondere in den Städten sei die
Schmerzgrenze erreicht. Mit gemeinnützigem Wohnungsbau, Mindestlöhnen und
Mindeststeuersätzen für Unternehmen, die nur noch in strukturschwachen Regionen
durch Steuervergünstigungen angelockt werden dürfen, könnten die Probleme

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.10.2012
MARC BÜHLMANN
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gemildert werden. Das 51 Kapitel und 149 Forderungen umfassende Papier deckte sich
weitgehend mit den Plänen der SP-Justizministerin Simonetta Sommaruga. So wurde
etwa auch ein effizienterer Vollzug im Asylwesen gefordert. Die Bundesrätin selber
machte sich bei einer Rede in Basel für eine konsequentere Ahndung von Missbräuchen
durch kriminelle Asylbewerber stark. Verantwortung übernehmen heisse auch
unattraktive Entscheide mitzutragen. Das Papier stiess auf interne Kritik und fast 900
Änderungsanträge gingen ein. Bevor es im Herbst an der zweitägigen
Delegiertenversammlung in Lugano diskutiert wurde, nahm die Geschäftsleitung einige
Präzisierungen vor. Eine Auseinandersetzung in der Asylfrage zwischen Cédric Wermuth
(AG) und Präsident Christian Levrat (FR) wurde in der Boulevardpresse zu einem
Hauskrach hochstilisiert. Wermuth warf der Parteispitze vor, mit dem Papier vor der
Rechten zu kuschen. In Lugano folgten die Delegierten den Vorschlägen der
Parteileitung mehrheitlich. Der linke Flügel setzte sich einzig mit dem Antrag durch,
dass Zwangsmassnahmen für die Ausschaffung verboten werden müssen. Angenommen
wurde auch ein Antrag der SP Graubünden, allen in der Schweiz geborenen Personen
automatisch das Bürgerrecht zu erteilen. Zudem fordert das verabschiedete Papier
auch die Legalisierung aller Sans-Papiers. 20

„Integration ist kein Selbstbedienungsladen“ hiess das Positionspapier, das die SVP
Anfang August präsentierte und mit dem sich die Partei gegen die Vorschläge des
Bundesrates zum neuen Ausländergesetz wandte. Dort wurde eine Erhöhung der
Ausgaben für Integrationsmassnahmen vorgeschlagen, die allerdings nur dann an die
Kantone ausbezahlt würden, wenn auch diese ihr Budget erhöhen. Integration sei aber
keine Staatsaufgabe, so die SVP, sondern beginne mit dem Herzen und sei deshalb eine
Angelegenheit der Ausländer selber. Wer sich nicht integrieren wolle, müsse das Land
verlassen. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.08.2013
MARC BÜHLMANN

Ende August sorgte ein kantonaler Vorstoss der Aargauer CVP für Wirbel. Die CVP-
Fraktion im Grossen Rat forderte ein Kopftuchverbot an Volksschulen.
Kleidungsstücke, die den pädagogischen Lernzielen der Volksschule widersprächen,
sollten generell verboten werden. In der Sonntagspresse wurde kolportiert, dass das
Anliegen von der nationalen Parteileitung mit Mustervorstössen gefördert werde.
Hintergrund des Aargauer Vorstosses war ein Bundesgerichtsurteil, welches ein an einer
Thurgauer Schule ausgesprochenes Verbot des Tragens eines Kopftuches wegen
Fehlens einer gesetzlichen Grundlage für ungültig erklärt hatte. Mit dem von der CVP
Aargau vorgeschlagenen Verbot sollen die offenen und progressiven Muslime
unterstützt und Mädchen vor rigiden Kleidervorschriften geschützt werden. In anderen
Kantonen wurde ein Verbot zwar diskutiert, ausser im Kanton Aargau wurde aber von
keiner anderen CVP-Sektion ein Vorstoss unternommen. Verbote seien für das Ziel der
Integration kontraproduktiv – so die Mehrheitsmeinungen in den meisten Kantonen. 22

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.09.2013
MARC BÜHLMANN

In der Migrationspolitik hatte sich die SP bereits im Vorjahr stärker positioniert. Zu
parteiinternen Auseinandersetzungen kam es dann allerdings aufgrund der
Asylgesetzrevision. Die SP hatte – unter Protest der Juso – beschlossen, das
Referendum nicht zu unterstützen. Freilich wurde Anfang Februar dann mit 170 zu 2
Stimmen die Nein-Parole gegen die Revision beschlossen; man müsse, obwohl die
Abstimmung nicht zu gewinnen sei, mit einem möglichst hohen Nein-Stimmen-Anteil
ein Zeichen setzten. Die VOX-Nachbefragung zur Asylgesetzrevision zeigte dann
allerdings, dass die SP-SympathisantInnen nur in 54% der Fälle ein Ja eingelegt hatten.
Die Presse argwöhnte in der Folge, dass die SP-Parteileitung in der Asylpolitik an der
eigenen Basis vorbeipolitisiere. Gegen die 2014 zur Abstimmung stehende SVP-Initiative
„gegen Masseneinwanderung“ wollte sich die SP laut eigener Ankündigung stärker
engagieren. Die Initiative „aus der Giftküche der SVP“ tauge weder zur Bekämpfung von
Lohndumping noch zur Verhinderung hoher Mieten. Siehe auch Artikel 33761. 23

ANDERES
DATUM: 23.11.2013
MARC BÜHLMANN
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Als Reaktion auf das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative forderte Parteipräsident
Christian Levrat in einem ganzseitigen offenen Brief im "Blick" eine Umsetzung des
Begehrens, die möglichst nahe am Volkswillen sei. Die Initiative sei auf dem Land
angenommen, in der Stadt aber verworfen worden. Deshalb seien die Massnahmen für
die Umsetzung vor allem auf die ländlichen Regionen zu konzentrieren. Levrat forderte
neben einer Verschärfung des Raumplanungsgesetzes und der wortgetreuen Umsetzung
der Zweitwohnungsinitiative auch eine Beschränkung der Zahl ausländischer
Arbeitskräfte für die Landwirtschaft, mehr Kontrollen gegen Schwarzarbeit in ländlichen
Gebieten oder die Erhöhung von Hypozinsen in peripheren Regionen. Wenn
Kontingentsysteme eingeführt würden, so müssten diese nach Branchen und Kantonen
festgelegt werden, wobei die Städte die grössten Kontingente an ausländischen
Facharbeitern erhalten müssten. Mit diesen Forderungen wollte Levrat provozieren und
die SVP-Versprechungen "entlarven". Er weckte dabei zahlreiche empörte
Gegenreaktionen der Initianten. Ende Juni veröffentlichten die Sozialdemokraten dann
ihre ernster gemeinten Vorschläge für eine Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative. Sie wandten sich gegen die Idee von Kontingenten und
wollten der Abhängigkeit von ausländischen Fachkräften durch innenpolitische
Reformen Herr werden. Frauen und ältere Arbeitnehmende müssten im Markt behalten
werden. Zudem soll ein von Arbeitgebern gespeister Fonds geschaffen werden, mit dem
die Kosten für die Integration gedeckt werden sollen. Firmen, die ausländische
Fachkräfte engagieren, müssten in diesen Fonds einzahlen. Zudem sollen
Steuerprivilegien für Ausländer – etwa die Pauschalbesteuerung – abgeschafft werden.
Parteiintern stiessen die Forderungen allerdings auch auf Skepsis. Es sei nicht an der
SP, für eine fremdenfeindliche SVP-Initiative völkerrechtlich verträgliche
Umsetzungskonzepte zu finden – gab etwa Cedric Wermuth (sp, AG) zu Protokoll. Das
Papier wurde an der Delegiertenversammlung Ende Oktober in Liestal ausführlich und
emotional diskutiert. Letztlich wurde es gutgeheissen, aber auf Antrag der St. Galler und
der Waadtländer Kantonalsektion wurde die Idee des Integrationsfonds gestrichen. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.02.2014
MARC BÜHLMANN

Kurz vor den eidgenössischen Wahlen 2015 veröffentlichte die CVP ein  Positionspapier
zur Sportpolitik. Der Sport erhalte zu wenig politische Unterstützung, obwohl er
Gesundheit, Wohlbefinden, Erziehung, Zusammenleben und Integration positiv
beeinflusse. Im Rahmen der Vernehmlassung zur VBS-Gesamtschau Sportförderung
stellte die CVP sechs zentrale Forderungen auf. In der Volksschule sollten drei
Lektionen Sportunterricht fix im Stundenplan vorgesehen sein. Der Besuch dieser
Lektionen, also auch des Schwimmunterrichts, müsse obligatorisch sein. Für Jugend
und Sport (J+S) wurden mehr Geld und ausgebaute Ausbildungsmöglichkeiten für
Jugendliche gefordert. Schliesslich verlangte die CVP ein nationales
Schneesportzentrum und bessere Angebote am Arbeitsplatz, mit denen Möglichkeiten
für eine sportliche Betätigung, z.B. während der Mittagspause, geschaffen werden. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.10.2015
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Im Zusammenhang mit einem Bundesgerichtsurteil, das Urnenentscheide über
Einbürgerungen als verfassungswidrig bewertet, forderten die Grünen eine
Migrationspolitik, welche auf der Anerkennung der Menschenrechte gründet und
konsequent die Integration fördert; obligatorische Deutschkurse lehnten sie jedoch ab.
Die Einbürgerungsfrist solle auf acht Jahre gesenkt, die zweite und die dritte
Ausländergeneration automatisch eingebürgert werden. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.07.2003
MAGDALENA BERNATH
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Konservative und Rechte Parteien

Im Februar verwarfen die Tessiner Stimmberechtigten mit überwältigendem Mehr eine
kantonale Volksinitiative, die Bildungsgutscheine für Schülerinnen und Schüler von
Privatschulen verlangt hatte. Viele Schulen werden von der konservativen katholischen
Laienbewegung „Communione e Liberazione“ geführt. Einzig Lega-Chef Bignasca,
dessen Sohn eine solche Schule besucht, setzte sich vorbehaltlos für die
Privatschulfinanzierung ein. Erneute Anschuldigungen, wonach Bignasca mit Kokain
gehandelt habe, erwiesen sich als nicht stichhaltig. Bignasca habe zwar Kokain
konsumiert und verschenkt, aber nicht damit gehandelt. 27

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.06.2001
MAGDALENA BERNATH

Ein Scheitern zeichnet sich auch bei der Sammlung der nötigen Unterschriften für die
von den SD Ende Juli 2011 lancierten Initiative „Für eine Stabilisierung der
Gesamtbevölkerung“, die in der Verfassung verankern wollte, dass gesamtschweizerisch
die Zuwanderung die Abwanderung nicht übersteigen dürfe. Tatsächlich lief die Frist
Ende Januar 2013 unbenützt ab. 28

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.02.2012
MARC BÜHLMANN

Bei der Parolenfassung Anfang September wurde die Position der BDP gegenüber den
Bilateralen Verträgen mit der EU verdeutlicht. Die Masseneinwanderungsinitiative, bei
der die Delegierten ohne Diskussion einstimmig die Nein-Parole empfahlen, würde das
Verhältnis zwischen der EU und der Schweiz auf die Probe stellen. Es gelte sachlich und
nicht emotional zu urteilen, warnte BDP-Parteipräsident Landolt. Nationalrätin Ursula
Haller (BE) kritisierte den SVP-Präsidenten Toni Brunner, der den Bundesrat im
Zusammenhang mit dessen Europapolitik als Landesverräter bezeichnet hatte. 29

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.2013
MARC BÜHLMANN

1) SVP-Positionspapier (1998). «Migrationspolitik – glaubwürdig und zukunftsorientiert»; TA, 28.3.98
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19) BBl, 2012, S. 3869 f.; Presse vom 22.3.12.
20) SoBli, 18.3.12; Presse vom 1.4.12; WoZ, 5.4.12; NZZ, 25.6. und 20.7.12; LT, 3.9.12; Blick, 5.9. und 6.9.12; TA, 6.9.12; Presse
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21) BaZ, 9.8.13.
22) SZ, 11.8.13; NZZ, 20.8.13; AZ, 21.8.13; BaZ, 19.9.13.
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26) TA, 11.7.03.
27) BZ, 16.1.01. ; BZ, 25.4.01; TA, 26.4.01; Presse vom 2.6.01. 
28) BBl 2012, S. 943.; NZZ, 1.2.12.
29) BaZ, 2.9.13.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.98 - 01.01.18 7


